
895 

p 
 
 
Protokoll Gemeindeversammlung 
 

 
10. Juni 2024 20.00 bis 22.55 Uhr Loorensaal, Looren 

Vorsitz Yves Keller, Gemeindepräsident 

Stimmenzähler/innen Doris Lehmann, Karoweg 1, 8127 Forch 
Dina Bachmann, Aeschstrasse 53, 8127 Forch  

 
Anzahl Stimmberechtigte 178 Personen 

Protokoll Christoph Bless, Gemeindeschreiber 

 

Die formelle Eröffnung wird von Gemeindepräsident Yves Keller vorgenommen. Nichtstimmbe-
rechtigte – darunter Vertreterinnen und Vertreter der Presse, der Gemeindeverwaltung sowie 
Gäste – bittet er, in den vordersten Reihen Platz zu nehmen und sich der Stimme zu enthalten.  

 
Speziell willkommen heisst er alle Personen, welche das erste Mal an einer Gemeindeversamm-

lung teilnehmen. 
 
Auf Anfrage des Gemeindepräsidenten geben sich keine weiteren Nicht-Stimmberechtigte zu er-

kennen. Aus der Versammlung werden keine Zweifel gegen die Stimmberechtigung einzelner Per-
sonen erhoben, und die vorgeschlagenen bzw. vorerwähnten Stimmenzählenden werden bestätigt.  

 
Nach der Begrüssung weist er auf die ordnungsgemässe Publikation und Aktenauflage hin. 
 

Der Gemeindepräsident gibt folgende Traktanden für die heutige Gemeindeversammlung bekannt:  
 

1. Genehmigung Jahresrechnung 2023 
2. Teilrevision Bau- und Zonenordnung – Einführung Kommunaler Mehrwertausgleich  

3. ARA Maur – Aufhebung der ARA Maur, Umbau zum Pumpwerk und Anschlussleitung zur ARA 
Bachwis – Genehmigung Projektierungskredit 

4. Anfragen nach § 17 Gemeindegesetz 
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1 Genehmigung Jahresrechnung 2023 G-Nr. 80 

 
 
ANTRAG DES GEMEINDERATS 
 
Die Gemeindeversammlung beschliesst:  

 
1. Die Jahresrechnung 2023 der politischen Gemeinde wird genehmigt. 

 
2. Der Aufwandüberschuss von CHF 24'728.92 wird dem Eigenkapital belastet. 
 

 
Referat Yves Keller, Ressortvorsteher Finanzen/Gemeindepräsident  

 
 
ANTRAG DER RECHNUNGSPRÜFUNGSKOMMISSION 
 
Die Rechnungsprüfungskommission hat die Jahresrechnung 2023 in der vom Gemeinderat am 16. 

April 2024 beschlossenen Fassung geprüft. Sie hat den Kurzbericht der finanztechnischen Prüfung 
zur Kenntnis genommen, welcher aufzeigt, dass die Rechnungsführung und Rechnungslegung 
den gesetzlichen Vorschriften sowie der Gemeindeordnung und den Regelungen der politischen 

Gemeinde Maur entsprechen. 
 

Die Jahresrechnung ist wie immer gut strukturiert und die einzelnen Positionen sowie die Abwei-
chungen zum Budget sind klar aufgezeigt und dokumentiert. Das knapp negative Ergebnis von 
CHF 24'728.92 ist signifikant besser als im Budget geplant. Die positive Abweichung zum Budget 

kommt hauptsächlich aus dem Steuerbereich, so ist einerseits die Einkommenssteuer höher aus-
gefallen als geplant, andererseits sind wiederum hohe Erträge aus der Grundstückgewinnsteuer an 

die Gemeinde geflossen. Die Erträge aus der Einkommenssteuer fliessen zu einem grossen Teil 
als Finanzausgleich wieder ab, die Erträge aus der Grundstückgewinnsteuer verbleiben jedoch 
komplett in der Gemeinde. 

 
Auf der Kostenseite ergab sich im Bereich der sozialen Sicherheit durch Rückerstattungen für So-

zialhilfezahlungen ein Minderaufwand, welcher sich positiv auf das Ergebnis auswirkte. Im Bereich 
Bildung ist eine Kostenüberschreitung sichtbar, dies hauptsächlich durch die schon in den Vorjah-

ren erwähnten Transportkosten sowie durch höhere Kosten für die Sonderschulung. Auch der Pfle-
gebereich hat das Budget überschritten, hauptsächlich durch die Kosten der ambulanten und stati-
onären Pflegeleistungen. 

 
Durch die oben erwähnten positiven Effekte wurde ein sehr ausgeglichenes Ergebnis erreicht und 

die erzielte Selbstfinanzierung ist signifikant besser als erwartet. Die Kosten steigen jedoch stetig 
an und es ist daher nach wie vor wichtig, haushälterisch mit denjenigen Kosten umzugehen, wel-
che von der Gemeinde gesteuert werden können. 

 
Die Rechnungsprüfungskommission stellt fest, dass die Jahresrechnung der politischen Gemeinde 

Maur finanzrechtlich zulässig und rechnerisch richtig ist. Die finanzpolitische Prüfung der Jahres-
rechnung 2023 gibt im Übrigen zu keinen Bemerkungen Anlass. Die Rechnungsprüfungskommis-
sion beantragt der Gemeindeversammlung, die Jahresrechnung 2023 der politischen Gemeinde 

zu. 

1 Das Wesentliche in Kürze 

Die Jahresrechnung 2023 der politischen Gemeinde schliesst in der Erfolgsrechnung mit einem 
Aufwandüberschuss von rund CHF 24'700 ab. Budgetiert war ein Defizit von CHF 2,63 Mio., die 
Ergebnisverbesserung beträgt rund CHF 2,61 Mio. 

 
Aufgrund von ausserplanmässigen Abschreibungen in der Höhe von CHF 1,93 Mio. erreichen die 

Abschreibungen gesamthaft CHF 9,59 Mio., was nahe der langfristig zu erwartenden 
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Abschreibungslast liegt. Das Resultat der Erfolgsrechnung gibt daher einen Hinweis auf die Nach-

haltigkeit der Finanzierung im Gemeindehaushalt. 
Die Selbstfinanzierung (auch 'Cashflow') erreichte CHF 10,35 Mio., die Nettoinvestitionen im Ver-

waltungsvermögen von CHF 6,32 Mio. konnten damit vollständig aus eigener Kraft finanziert wer-
den. Der Selbstfinanzierungsgrad beträgt 164 %. Geplant waren Investitionsausgaben im Verwal-

tungsvermögen von netto CHF 15,45 Mio. Das Nettovermögen stieg durch den resultierenden Fi-
nanzierungsüberschuss von CHF 4,026 Mio. auf CHF 89,02 Mio. per Ende 2023. Im Rahmen des 
Budgets war mit einem Finanzierungsfehlbetrag von CHF 9,21 Mio. und einer entsprechenden Ab-

nahme des Nettovermögens gerechnet worden. Der Bilanzüberschuss sinkt auf CHF 211,94 Mio. 
 

Die Ergebnisverbesserung um CHF 2,61 Mio. in der Erfolgsrechnung geht zunächst auf die Zu-
nahme der allgemeinen Gemeindesteuern um CHF 4,54 Mio. gegenüber dem Budget zurück. Wie 
sich abzeichnet, dürfte sich das kantonale Mittel der Steuerkraft 2023 nahe am Wert bewegen, der 

in der Budgetierung angenommen wurde. Die Abschöpfung im Finanzausgleich steigt daher durch 
den Zuwachs des Maurmer Steuerertrags um CHF 3,68 Mio. gegenüber dem Budget. Somit wer-

den rund 81 % des Steuermehrertrags in den Finanzausgleich abgeführt. Es verbleibt ein Mehrer-
trag von netto CHF 0,86 Mio. 
 

Im Weiteren erreichten die Grundstückgewinnsteuern nach den Rekordergebnissen der beiden vo-
rangegangenen Jahre (2021: CHF 9,41 Mio.; 2022: CHF 8,29 Mio.) mit CHF 7,90 Mio. wiederum 

ein erfreulich gutes Resultat, welches das Budget um CHF 1,90 Mio. übertraf. 
 

 

Tabelle: Überblick Jahresrechnung 2023 

in Mio. CHF Rechnung Budget Rechnung

2023 2023 2022

Erfolgsrechnung

Aufwand 82.4 76.1 74.0

Ertrag 82.3 73.5 79.5

Ergebnis Erfolgsrechnung 0.0 -2.6 5.5

Finanzierung

Selbstfinanzierung (Cashflow) 10.4 6.2 12.3

Nettoinvestitionen 6.3 15.5 9.4

Ergebnis Finanzierung 4.0 -9.2 2.9

Selbstfinanzierungsgrad 164% 40% 131%

Bilanz

Bilanzüberschuss 211.9 212.0

Nettovermögen 89.0 85.0

Nettovermögen pro Einwohner (CHF) 8'166 7'911

Detail Steuerertrag

Steuerfuss 85% 85% 87%

Ordentliche Steuern Rechnungsjahr 42.9 42.1 42.3

Ordentliche Steuern frühere Jahre 9.0 6.0 8.9

Übrige Steuern, Steuerausscheidungen -1.1 -1.9 -0.9

Grundstückgewinnsteuern 7.9 6.0 8.3

Ablieferung an den Finanzausgleich 6.9 3.2 7.2
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Die Abweichungen der Resultate in den einzelnen Aufgabenbereichen hielten sich grob betrachtet 

die Waage. Hohe Mehraufwendungen waren im Aufgabenbereich Allgemeine Verwaltung zu ver-
zeichnen (+ CHF 1,18 Mio.). Hier waren es insbesondere die Abschreibungen, welche im Bereich 

Liegenschaften zu dieser Überschreitung beitrugen (+ CHF 0,7 Mio.). Ebenfalls hoch fielen die 
Mehraufwendungen im Aufgabenbereich Bildung mit einem Plus von CHF 0,75 Mio. gegenüber 

dem Budget aus. Verantwortlich hierfür sind die Entwicklung des Besoldungsaufwands (inkl. vom 
Kanton verfügter Teuerungsausgleich) sowie die Ausgaben für externe Sonderschulung und damit 
verbundene Transportkosten. Im Aufgabenbereich Gesundheit, der gegenüber dem Budget mit 

Mehraufwendungen von CHF 0,46 Mio. abschliesst, waren es vor allem die Beiträge an die statio-
näre und die ambulante Pflege, welche zur Überschreitung beitrugen. 

 
In den übrigen Aufgabenbereichen bewegen sich die resultierenden Netto-Aufwendungen unter 
den Budgetwerten. Die grössten Minderaufwendungen ergaben sich zum einen im Bereich Soziale 

Sicherheit, wo Rückerstattungen für Sozialhilfezahlungen massgeblich zum guten Resultat beitru-
gen (Nettoaufwand Bereich - CHF 0,40 Mio.). Zum anderen konnten im Bereich Volkswirtschaft hö-

here Erträge aus der Gewinnbeteiligung der ZKB entgegengenommen werden (Nettoertrag Be-
reich + CHF 0,31 Mio.). 
 

Die Stimmberechtigten haben an der Juni-Gemeindeversammlung letzten Jahres dem Verzicht auf 
die Teilprojekte Loorensaal und Spielplatz im Generationenprojekt Looren, Modul A zugestimmt. 

Dadurch wurden im Budget 2023 eingestellte Investitionen von rund CHF 2,8 Mio. nicht ausgelöst. 
Durch die Überarbeitung des Projekts für das Bevölkerungsschutzgebäude unter Einbezug der 
Bachprojekte und der Anpassung der Verkehrssituation ergab sich eine Verzögerung. Das umfas-

sende Projekt wird im Juni des laufenden Jahres 2024 zur Abstimmung gebracht. Im Budget 2023 
eingestellte Ausgaben von CHF 3,0 Mio. wurden in der Folge nicht ausgelöst. Da auch im Tiefbau 

nur ein Teil der geplanten Investitionen umgesetzt werden konnte, resultierten am Ende Nettoin-
vestitionen von CHF 6,32 Mio. statt der budgetierten CHF 15,45 Mio. 

 
Der Abschluss der Jahresrechnung 2023 zeigt eine leichte Verbesserung der finanziellen Situation 
des Gemeindehaushalts. Auf dieser soliden Grundlage können die wichtigen Aufgaben der Erneu-

erung und Erweiterung der Gemeindeinfrastruktur mit Zuversicht angegangen werden. Gemeinde-
rat und Schulpflege werden die anstehenden Projekte definieren, etappieren und priorisieren. Die 

finanzielle Entwicklung soll auch weiterhin verantwortungsbewusst gesteuert werden. 

2 Erfolgsrechnung 

Den Aufwendungen von CHF 82'354'676.44 stehen Erträge von CHF 82'329'947.52 gegenüber. 

Es resultiert ein Aufwandüberschuss von CHF 24'728.92. Die Abweichungen der Jahresrechnung 
2023 gegenüber dem Budget 2023 können nach Sachgruppen (Artengliederung) und nach Aufga-

benbereichen (Funktionale Gliederung) analysiert werden.  
 
Analyse nach Sachgruppen 
 
Der Fiskalertrag (Gemeindesteuern) übertraf das Budget um CHF 6,51 Mio. oder 12,4 %. Auf die 

Grundstückgewinnsteuern entfielen hiervon Mehrerträge von CHF 1,90 Mio., auf die allgemeinen 
Gemeindesteuern CHF 4,54 Mio. Die Einkommenssteuern natürlicher Personen aus früheren Jah-
ren lagen dabei CHF 3,23 Mio. über Budget, die Vermögenssteuern des Rechnungsjahrs 

CHF 1,20 Mio. über Budget. 
 

Der Personalaufwand betrug CHF 16,05 Mio. und übertraf damit den budgetierten Betrag um rund 
CHF 167'000 oder 1,1 %. Grund hierfür war in erster Linie, dass der Regierungsrat einen höheren 
Teuerungsausgleich verfügt hat, als prognostiziert und budgetiert worden war. Der Sachaufwand 

von CHF 14,46 Mio. schloss rund CHF 187'000 oder 1,3 % unter Budget. Minderaufwendungen 
waren hier insbesondere bei Unterhaltsarbeiten zu beobachten. 

 
Die Transferaufwendungen erreichten CHF 39,83 Mio. und übertrafen das Budget um CHF 5,63 

Mio. oder 16,4 %, was in erster Linie auf die Mehrabschöpfung von CHF 3,86 Mio. im Finanzaus-
gleich zurückzuführen war. Der Transferertrag überstieg das Budget um CHF 2,42 Mio. 
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Analyse nach Aufgabenbereichen 
 
Die detaillierten Ausführungen erfolgen im Abschnitt "Jahresrechnung – Details zum Finanzbericht" 

im Kapitel "Erläuterungen zur Erfolgsrechnung" des Rechnungsbuchs. 
 

Mehraufwendungen gegenüber dem Budget waren in den Bereichen Allgemeine Verwaltung 
(+ CHF 1,18 Mio.), Bildung (+ CHF 0,75 Mio.) und Gesundheit (+ CHF 0,46 Mio.) zu verzeichnen. 
Aufgefallen sind hier höhere Abschreibungen, ein höherer Besoldungsaufwand und höhere Pflege-

beiträge für Maurmer Einwohnerinnen und Einwohner. Netto Minderaufwendungen ergaben sich 
insbesondere in den Bereichen Soziale Sicherheit (- CHF 0,40 Mio.) und Volkswirtschaft 

(- CHF 0,31 Mio.), wobei hier einerseits höhere Rückerstattungen und andererseits höhere Ge-
winnanteile zur Ergebnisverbesserung beitrugen. Die übrigen Aufgabenbereiche schlossen eben-
falls mit Nettoaufwendungen unter den budgetierten Beträgen ab. Gesamthaft gesehen hielten sich 

die Budgetüberschreitungen und die Budgetunterschreitung grob die Waage, die Resultatverbes-
serung geht vor allem auf das Konto der höheren (Grundstückgewinn-) Steuererträge. 

3 Investitionsrechnung 

Bei den Investitionen im Verwaltungsvermögen stehen Ausgaben von CHF 12'409'069.37 Einnah-
men von CHF 6'084'717.92 gegenüber. Die Nettoinvestitionen betrugen folglich CHF 6'324'351'45. 

Im Finanzvermögen erfolgte ein Zugang von CHF 157'375.87. Die wichtigsten Projekte bildeten die 
abschliessenden Arbeiten an den Schulhäusern und der Umgebung im Generationenprojekt Loo-

ren (CHF 2,54 Mio.), die Errichtung einer provisorischen Unterkunft für Schutz- und Asylsuchende 
(CHF 0,75 Mio.) sowie die Erneuerung und Verlegung der Kanalisation A52 (CHF 1,21 Mio.). Ge-
samthaft konnten in der Investitionsrechnung mit Nettoausgaben von CHF 6,32 Mio. rund 41 % der 

budgetierten CHF 15,45 Mio. umgesetzt werden. 

4 Finanzierung 

Die Investitionen im Verwaltungsvermögen von CHF 6,32 Mio. konnten vollumfänglich aus der 
Selbstfinanzierung der Erfolgsrechnung ('Cashflow') von CHF 10,35 Mio. finanziert werden. Über 

den gesamten Gemeindehaushalt resultiert ein Selbstfinanzierungsgrad von 164 %. Der Saldo aus 
Selbstfinanzierung und Nettoinvestitionen führt zu einem Finanzierungsüberschuss von CHF 4,03 
Mio. Im Budget war noch mit einem Finanzierungsfehlbetrag von CHF 9,21 Mio. gerechnet wor-

den. 
 

Bei der Wasserversorgung stehen der Selbstfinanzierung von CHF 1,08 Mio. netto Investitionsaus-
gaben von CHF 0,07 Mio. gegenüber. Bei der Abwasserbeseitigung können die Nettoinvestitionen 
von CHF 1,59 Mio. durch die Selbstfinanzierung von CHF 0,36 Mio. nur zu rund einem Viertel 

(23 %) gedeckt werden. Die Gebührenhöhe wird auch gerade mit Blick auf die Zukunft der ARA 
Maur überprüft. Im Bereich Abfallwirtschaft ergibt sich eine negative Selbstfinanzierung ('Cash-

drain') von CHF 0,08 Mio. Die Gebühren wurden auf das laufende Jahr 2024 hin angehoben. 

5 Bilanz 

Durch den Aufwandüberschuss von CHF 24'728.92 sinkt der Bilanzüberschuss auf 

CHF 211'943'928.80, die Bilanzsumme steigt von CHF 285'760'859.32 auf CHF 289'789'311.46. 
Die in der Anlagebuchhaltung erfassten Vermögenswerte des Verwaltungsvermögens erreichen 

die Höhe von CHF 152'974'719.89. Der Finanzierungsüberschuss führt zu einem Zuwachs des 
Nettovermögens auf CHF 89'022'664.82. Die Vermögenslage ist mit einem Nettovermögen von 
CHF 8'166 pro Kopf der Bevölkerung überdurchschnittlich gut. 

6 Schlusswort des Gemeinderats 

Für die Abnahme der Jahresrechnung ist gemäss Artikel 16 Absatz 1 Ziffer 5 der Gemeindeordnung 

die Gemeindeversammlung zuständig. Mit der Abnahme der Jahresrechnung bewilligt die Gemein-
deversammlung auch Kreditüberschreitungen gemäss § 116 Gemeindegesetz. Der Gemeinderat 
beantragt der Gemeindeversammlung, die Jahresrechnung 2023 zu genehmigen. 
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7 Jahresabschluss 2023 in Grafiken 

Steuern des Rechnungsjahrs (Steuerfuss 87 % ab 2014; 85 % ab 2023) 

 
 
Steuern früherer Jahre 

 
 

Total Gemeindesteuern – Abschöpfung Finanzausgleich – Nettosteuerertrag 
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Grundstückgewinnsteuern 

 
 
Nettoaufwand Hauptaufgabenbereiche 
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Nettoaufwand Aufgabenbereiche Bildung 
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ERLÄUTERUNGEN DES RESSORTVORSTEHERS 
 
Der Ressortvorsteher Finanzen, Yves Keller, erläutert die Vorlage anhand einer PowerPoint-Präsen-

tation im Detail und stützt sich dabei auf die behördliche Broschüre, welche unter www.maur.ch (Ge-
meindeversammlung) abrufbar ist. Bei seiner Präsentation wird er durch den Schulpräsidenten Rob 
Labruyère unterstützt. 

 
 

STELLUNGNAHME DER RECHNUNGSPRÜFUNGSKOMMISSION 
 
RPK-Mitglied, Pascal Scacchi, verweist auf den vorerwähnten Antrag der Rechnungsprüfungskom-

mission. 
 

 
DISKUSSION  
 
Dirk Lohmann möchte wissen, wie sich die ausserordentlichen Abschreibungen zusammensetzen. 
 

Yves Keller informiert, dass es sich hier um die Schulprovisorien handelt, die aktiviert wurden. 
 
Alfonso Spampinato, Leiter Abteilung Finanzen, bestätigt dies und ergänzt, dass auch im 

Zusammenhang mit dem Teilabbruch des Kredits für das Loorensaalgebäude ein Teil der 
dazugehörigen Planungskosten abgeschrieben wurde. 

 
Konrad Hofstetter regt an im Rahmen der Abnahme der Jahresrechnung auch Vergleichswerte zum 

Vorjahr zu erhalten.  
 
Yves Keller bestätigt, dass dies bereits so gehandhabt wird. Die Vergleichswerte wurden sowohl in 

der Gemeindeversammlungs-Weisungsbroschüre als auch im Rahmen der vorherigen PowerPoint-
Präsentation ausgewiesen.  

 
 
SCHLUSSABSTIMMUNG JAHRESRECHNUNG 2023 
 
Die Gemeindeversammlung fasst mit offensichtlichem Mehr folgenden 

 
Beschluss 
 
Die Jahresrechnung 2023 mit einem Aufwandüberschuss von CHF 24'728.92 wird genehmigt. 
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2 Teilrevision Bau- und Zonenordnung –  G-Nr. 81 
Einführung Kommunaler Mehrwertausgleich 

ANTRAG DES GEMEINDERATS 

1. Die vorliegende Teilrevision der Bau- und Zonenordnung Maur (BZO), Ergänzung BZO um 

neuen Art. 2B: Mehrwertausgleich, wird festgesetzt. 
 

2. Der erläuternde Bericht gemäss Art. 47 RPV mit dem integrierten Kapitel zum Ergebnis der Mit-

wirkung, Anhörung und zur kantonalen Vorprüfung wird zur Kenntnis genommen. 
 

3. Der Gemeinderat wird ermächtigt, Änderungen an dieser Vorlage in eigener Kompetenz vorzu-
nehmen, sofern sie sich aus dem Genehmigungsverfahren ergeben oder als Folge von Ent-
scheiden von Rechtsmittelverfahren als notwendig erweisen. Solche Beschlüsse sind öffentlich 

bekanntzumachen. 
 

4. Der Gemeinderat wird beauftragt, einen kommunalen Mehrwertfonds einzurichten und das dazu-
gehörige Fondsreglement zu erarbeiten. 

 
 
Referat Urs Rechsteiner, Ressortvorsteher Hochbau und Planung 

 

ANTRAG DER RECHNUNGSPRÜFUNGSKOMMISSION 

Die Rechnungsprüfungskommission hat den Antrag geprüft und insbesondere versucht, die Herlei-
tung der finanziellen Komponenten zu plausibilisieren. 
 

Gemäss aktueller Rechtsprechung muss ein kommunaler Mehrwertausgleich eingeführt werden, die 
Gemeinde kann jedoch die finanziellen Grössen innerhalb einer Bandbreite selber definieren. Dies 

ist einerseits die Grösse des Prozentsatzes der Abgabe, sie muss zwischen 0 % bis 40 % liegen. 
Andererseits kann die Liegenschaftsgrösse, ab wann eine Liegenschaft dieser Abgabe unterliegt, 
definiert werden, sie muss jedoch zwischen 1'200 m2 und 2'000 m2 liegen.  

 
Der vorliegende Vorschlag der Gemeinde beinhaltet bei beiden Parametern die maximale Besteue-

rungsmöglichkeit, d. h. die kleinste Grundstücksgrösse sowie den grösstmöglichen Prozentsatz. 
Eine Begründung oder Herleitung dazu liegt der Rechnungsprüfungskommission nicht vor. Es liegen 
auch keine Schätzungen oder Hochrechnungen der zu erwartenden Einnahmen aus dieser Abgabe 

vor. Das Fehlen dieser Informationen ist grundsätzlich nachvollziehbar, da keine Erfahrungswerte 
aus dieser neuen Abgabe vorhanden sind. Aufgrund dieser fehlenden Werte kann aber der finanzi-

elle Einfluss der beiden Grössen und somit des Geschäftes nicht abschliessend von der Rech-
nungsprüfungskommission beurteilt werden.  
 

Die Einnahmen aus dieser Abgabe sind zweckgebunden und dürfen nur für Aufwendungen verwen-
det werden, welche diesem Zweck entsprechen (zur Deckung von Mehrkosten im Zusammenhang 

mit dem betroffenen Grundstück). 
 

Die Rechnungsprüfungskommission vertritt die Meinung, dass ein Ertrag generiert werden soll, um 
so die direkt anfallenden Kosten zu minimieren, aber sie kann keine Beurteilung über die angemes-
sene Höhe der Parameter (Prozentsatz und Liegenschaftsgrösse) abgeben, da die Auswirkungen 

nicht bekannt sind. Aus diesem Grund gibt die Rechnungsprüfungskommission keine Empfehlung 
an den Souverän ab. 

1 Das Wesentliche in Kürze 

Mit der vorliegenden Teilrevision der Bau- und Zonenordnung (BZO) kommt die Gemeinde dem ge-
setzlichen Auftrag zur Regelung des kommunalen Mehrwertausgleichs nach. Bei Um- oder Aufzo-

nungen oder Gestaltungsplänen entstehen Mehrwerte. Die Vorlage ermöglicht den Ausgleich dieser 
Mehrwerte auf Basis des Mehrwertausgleichsgesetzes (MAG). Mit der Erhebung einer 
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Mehrwertabgabe wird ein Teil der entstandenen Mehrwerte abgeschöpft. Für die Verwendung der 

Erlöse aus der kommunalen Mehrwertabgabe wird ein zweckgebundener Fonds eingerichtet. 
Die Gemeinde will zusätzlich wieder ihre bisherigen Möglichkeiten zur Einflussnahme auf Baupro-

jekte mittels städtebaulicher Verträge erlangen. Schliesslich gilt es, zeitnah Planungssicherheit für 
die Grundeigentümerschaften wie auch für Bauträgerschaften herzustellen. 

2 Ausgangslage 

Die vorliegende Teilrevision soll die Bau- und Zonenordnung Maur (BZO) mit der Regelung des 
kommunalen Mehrwertausgleichs ergänzen. Auslöser sind neue gesetzliche Vorgaben von Bund 

und Kanton. Gemäss Gemeindeordnung (GO) ist die Gemeindeversammlung für die Festsetzung 
und Änderungen der BZO zuständig. 

 
Im März 2013 nahm die Schweizer Stimmbevölkerung die Revision des Raumplanungsgesetzes 
(RPG) an. Das am 1. Mai 2014 in Kraft getretene revidierte RPG verlangt von den Kantonen, dass 

sie erhebliche planungsrechtliche Vor- und Nachteile ausgleichen. 
 

Der Kanton Zürich erliess in der Folge das Mehrwertausgleichsgesetz (MAG), das am 28. Oktober 
2019 vom Kantonsrat verabschiedet wurde. Das MAG und die zugehörige Verordnung (MAV) traten 
am 1. Januar 2021 in Kraft. Diese regeln den kantonalen Mehrwertausgleich und definieren die Rah-

menbedingungen des kommunalen Mehrwertausgleichs. Gemäss MAG sind die Gemeinden ver-
pflichtet, bis spätestens 1. März 2025 auf kommunaler Ebene eine entsprechende Regelung in ihre 

BZO aufzunehmen. Gemeinden, die noch keine Regelung festgesetzt haben, dürfen keinen Mehr-
wertausgleich erheben und keine neuen städtebaulichen Verträge abschliessen. 
 

Ursprünglich war vorgesehen, die Einführung des MAG zeitgleich mit der Ortsplanungsrevision der 
Gemeinde Maur und der Überarbeitung der BZO vorzunehmen. Dies wurde auch bis zur öffentli-

chen Auflage so vorgesehen. In Anbetracht der Vielzahl an Einwendungen zu den unterschiedlichen 
Revisionsthemen der Ortsplanung hat der Gemeinderat entschieden, den kommunalen Mehrwert-

ausgleich zu einem späteren Zeitpunkt als separate Vorlage der Stimmbevölkerung zur Beschluss-
fassung zu unterbreiten. Mit der vorliegenden Teilrevision der BZO soll dies nun erfolgen. 

3 Erwägungen 

Mehrwerte durch Planungsmassnahme 
Der Wert eines Grundstücks beruht auf der baurechtlichen Nutzungsmöglichkeit und ist durch die 

kommunale BZO und das kantonale Planungs- und Baugesetz (PBG) geregelt. Ändert die Ge-
meinde ihre BZO, gilt dies als Planungsmassnahme. Eine Planungsmassnahme kann das Ein-, Um- 
und Aufzonen von Grundstücken beinhalten. Sonderbauvorschriften, die zum Beispiel Bestandteil 

eines Gestaltungsplans sind, gelten ebenfalls als Planungsmassnahme. 
 

Unterliegt eine Bauparzelle neuen Bauvorschriften, ändern sich die Nutzungsmöglichkeiten. Wenn 
dies dazu führt, dass sich die erzielbaren Erträge erhöhen, steigt auch der Wert des Grundstücks. 
Als Mehrwert gilt die Differenz zwischen dem Wert eines Grundstücks vor und nach der Planungs-

massnahme. 
 

Die so ausgelösten Mehrwerte bzw. Planungsvorteile entstehen einzig aufgrund von staatlichem 
Handeln. Gleichzeitig ziehen die Planungsmassnahmen in der Regel Kosten für Erschliessung und 
andere öffentliche Infrastrukturen nach sich, die meist von der öffentlichen Hand bezahlt werden. Mit 

der Mehrwertabgabe wird ein Teil des durch Ein-, Auf- oder Umzonung entstandenen Mehrwerts ab-
geschöpft. Die Grundeigentümerschaften beteiligen sich so an den Kosten, die durch die Planungs-

massnahmen für die öffentliche Hand entstehen. Der grösste Teil des Mehrwerts verbleibt jedoch 
bei den Grundeigentümerschaften. 
 

Bemessen und Ausgleichen des Mehrwerts 
Das kantonale Amt für Raumentwicklung (ARE) stellt für die Bemessung des Mehrwerts und des 

Ausgleichsbetrags ein Berechnungsinstrument zur Verfügung. Dieses ist seit dem 1. März 2021 als 
Online-Plattform elektronischer Mehrwertausgleich (eMWA) in Betrieb. Es wird eingesetzt zur Ermitt-

lung von planungsbedingten Mehrwerten bei Ein-, Um- und Aufzonungen. Dadurch unterstützt der 
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Kanton den einheitlichen Vollzug des Mehrwertausgleichs. Gesonderte Schätzungen nach konventi-

onellen Methoden bleiben in Einzel- und Spezialfällen möglich. 
 

Das MAG sieht zwei Arten von Mehrwertausgleich vor. Den kantonalen und den kommunalen Mehr-
wertausgleich. Welcher anwendbar ist, hängt von der Art der Planungsmassnahme ab. 

 
Kantonaler Mehrwertausgleich 
Bei der Einzonung von Nichtbauland (z.B. Landwirtschaftsland) oder der Umzonung einer Zone für 

öffentliche Bauten und Anlagen in eine ordentliche Bauzone wird durch den Kanton ein Mehrwert-
ausgleich erhoben. Der kantonale Mehrwertausgleich ist unabhängig von der vorliegenden Teilrevi-

sion seit 1. Januar 2021 zu entrichten. Der Mehrwert durch Einzonungen wird nach Eintreten der 
Rechtskraft durch die kantonale Baudirektion verfügt. Die Fälligkeit tritt mit der Überbauung oder 
Veräusserung ein. Die Erträge aus dem kantonalen Mehrwertausgleich fliessen in den kantonalen 

Mehrwertausgleichsfonds. 
 

Kommunaler Mehrwertausgleich 
Bei Auf- oder anderen Umzonungen fällt kein Mehrwertausgleich an den Kanton an. In solchen Fäl-
len können die Gemeinden gestützt auf § 19 ff MAG eine Mehrwertabgabe zwischen 0 % und 

höchstens 40 % des um CHF 100'000 gekürzten Mehrwerts erheben. 
 

Infolge des Bundesgerichtsurteils «Meikirch» vom 5. April 2022 (1C_233/2021) konnte die Baudirek-
tion Kanton Zürich Vorlagen, die auf den kommunalen Mehrwert verzichten, nicht mehr genehmi-
gen. Mit Schreiben vom 11. März 2024 informiert die Baudirektion Kanton Zürich darüber, dass das 

Bundesparlament im Rahmen der zweiten Teilrevision des Raumplanungsgesetzes (RPG) auf die 
Rechtsprechung des Bundesgerichts reagiert und Art. 5 Abs. 1 RPG konkretisiert hat, dass Mehr-

werte bei Auf- und Umzonungen – im Gegensatz zu Mehrwerten bei Einzonungen – nicht zwingend 
auszugleichen sind. Die Referendumsfrist für die Teilrevision RPG ist am 15. Februar 2024 unbe-

nutzt abgelaufen. Es ist somit im Kanton Zürich wieder zulässig, auf den kommunalen Mehrwertaus-
gleich zu verzichten (§ 19 Abs. 3 MAG). 
 

Die Erträge aus dem kommunalen Mehrwertausgleich fliessen in den kommunalen Mehrwertaus-
gleichsfonds. 

 
Ausgleichsfond; Verwendung der Mittel aus dem kommunalen Mehrwertausgleich 
Gemäss Mehrwertausgleichsverordnung sind die Fondsmittel für kommunale raumplanerische Mas-

snahmen im Sinne von Art. 3 Abs. 3 RPG zu verwenden. Dazu zählen zum Beispiel Massnahmen 
zur Aufwertung des öffentlichen Raums, die Schaffung von Freiflächen, die Verbesserung des öf-

fentlichen Verkehrs, Verbesserung der Siedlungsökologie etc. Nebst der genaueren Zweckbestim-
mung der kommunalen Mehrwertabgaben hat das Fondsreglement auch das Beitragsverfahren und 
insbesondere die Frage zu regeln, welches Gemeindeorgan für Fondsentnahmen zuständig sein 

soll. 
 

Massgebend ist das Fondsreglement, das gemäss der neuen Ziffer 2B Abs. 4 BZO zu erstellen ist. 
Der Gemeinderat wird das Fondsreglement nach einem positiven Beschluss der Stimmbevölkerung 
zur vorliegenden MAG-Vorlage ausarbeiten und der Gemeindeversammlung zur Beschlussfassung 

vorlegen. 
 

Abgabesatz von 40 % und Freifläche von 1'200 m2 
Der kommunale Mehrwertausgleich ist in erster Linie ein raumplanerisches Instrument, das die 
Siedlungsentwicklung nach innen unterstützen soll. 

 
Die Siedlungsentwicklung nach innen ist ein tragendes Element der Gemeindeentwicklung. Sie ist 

anspruchsvoller und aufwendiger als eine weitere Ausdehnung der Siedlungsfläche. Die öffentlichen 
Infrastrukturen müssen mit den steigenden Anforderungen infolge der Nutzungsintensivierung 

Schritt halten. Um dies zu unterstützen, ist der Mehrwertausgleich ein adäquates Mittel. Er ermög-
licht, dass nicht nur von Nutzungserhöhungen begünstigte Grundeigentümerschaften von Planungs-
mehrwerten profitieren, sondern die gesamte Bevölkerung, indem die Gemeinde mit den Erträgen 

aus der Mehrwertabgabe gezielt bestehende öffentliche Infrastrukturen aufwerten bzw. neue 
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schaffen kann. Mit dem Mehrwertausgleich entsteht den Eigentümern zudem kein Verlust, sondern 

ein Teil des Gewinns wird in öffentliche Infrastrukturen zur Steigerung der Standortattraktivität inves-
tiert, wovon Grundeigentümerschaften und Investierende gleichermassen wie die Bevölkerung profi-

tieren. In diesem Sinne hat der Gemeinderat entschieden, einen Abgabesatz von 40 % festzulegen, 
um eine angemessene Alimentierung des MAG-Fonds sicherzustellen. 

 
Zur Regelung des kommunalen Mehrwertausgleichs ist die Gemeinde verpflichtet, einen einheitli-
chen Abgabesatz auf dem Mehrwert und eine Freifläche zu bestimmen. 

 
In Maur sollen alle Grundeigentümerschaften gleichbehandelt werden, deren Grundstücke von einer 

Aufzonung, einer Umzonung oder von höheren Nutzungsmöglichkeiten in einem Gestaltungsplan 
profitieren. Daher wird die Freifläche auf den Wert von 1'200 m2 festgelegt. Viele Grundstücke in 
den locker bebauten Wohnzonen sind kleiner als diese Freifläche. 

 
Grundstücke, die in künftigen Revisionsvorlagen aufgezont oder umgezont werden und kleiner sind 

als diese Freifläche, sind nicht abgabepflichtig. Voraussetzung ist jedoch, dass die Umzonung oder 
Aufzonung bei diesen Grundstücken keine Wertsteigerung von mehr als CHF 250'000 bewirkt. Er-
fährt ein Grundstück mit einer Fläche von weniger als 1'200 m2 eine Wertsteigerung von mehr als 

CHF 250'000 wird es abgabepflichtig. 
 

Vom Mehrwert wird ein Freibetrag von CHF 100'000 abgezogen. Von diesem reduzierten Betrag 
wird der kommunale Abgabesatz von 40 % erhoben. 60 % des Mehrwerts verbleiben somit bei den 
Grundeigentümerschaften. 

 
Der Gemeinderat erachtet den maximalen Abgabesatz von 40 % als angemessen, weil bei einer 

Auf- oder Umzonung die für die Grundeigentümerschaften verbesserten Nutzungsmöglichkeiten re-
gelmässig hohe Kosten für die Erschliessung und andere öffentliche Infrastrukturen für die Allge-

meinheit zur Folge haben und der Fonds auch in Zukunft über genügend finanzielle Mittel für die 
kommunalen raumplanerischen Massnahmen, welche der Allgemeinheit zu Gute kommen, verfügen 
soll. 

 
Auswirkungen der Teilrevision für die Gemeinde 
Mit der vorliegenden Teilrevision erhält die Gemeinde die rechtliche Grundlage, bei Um- oder Aufzo-
nungen sowie bei Gestaltungsplänen entstehende Mehrwerte auszugleichen. Sie kann zudem wie-
der städtebauliche Verträge abschliessen, neu auf der Basis des MAG. 

 
Ohne die vorliegende Teilrevision wäre es der Gemeinde ab dem Inkrafttreten des MAG verwehrt, 

Mehrwerte mittels städtebaulicher Verträge bei grösseren Arealplanungen auszugleichen. 
 
Die Teilrevision ermöglicht entsprechend, dass sich diejenigen Grundeigentümerschaften, die von 

Planungsmassnahmen profitieren, auch an den Infrastrukturkosten der Gemeinde als Folge einer 
höheren baulichen Dichte beteiligen. Die Grundeigentümerschaften beteiligen sich damit an der Fi-

nanzierung von Investitionen, die für eine attraktive Gemeindeentwicklung nötig sind. Die Mehr-
wertabgabe trägt dazu bei, dass eine qualitätsvolle Innenentwicklung und eine attraktive Gemeinde-
entwicklung stattfinden kann. 

 
Auswirkungen der Teilrevision für die Grundeigentümerschaften 
Die Inkraftsetzung hat vorerst keine Auswirkungen für die Grundeigentümerschaften. Die Teilrevi-
sion definiert lediglich die Rahmenbedingungen, welche beim Ausgleich von künftig entstehenden 
Mehrwerten gelten. Erst wenn im Rahmen von Auf- oder Umzonungen oder Gestaltungsplänen 

Mehrwerte entstehen, wird eine Mehrwertabgabe bemessen. 
 

Für alle Auf- und Umzonungen, die nach der vorliegenden Teilrevision vorgenommen werden, wird 
grundsätzlich eine Mehrwertabgabe erhoben. Das gilt sowohl für Auf- und Umzonungen, die im 

Rahmen einer Revision der BZO vorgenommen werden als auch für solche, die mit Gestaltungsplä-
nen erfolgen. 
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Wird ein Grundstück mit einer künftigen Planungsmassnahme auf- oder umgezont, müssen die 

Grundeigentümerschaften eine Mehrwertabgabe von 40 % auf den um CHF 100'000 gekürzten 
Mehrwert entrichten. Voraussetzung dafür ist, dass das Grundstück grösser als 1’200 m2 ist oder 

der durch die Auf- oder Umzonung entstandene Mehrwert grösser als CHF 250'000 ist. 
 

Die Mehrwertabgabe wird erst fällig, wenn das Grundstück überbaut wird oder auf einem bereits 
überbauten Grundstück bauliche Veränderungen vorgenommen werden. Geringfügige bauliche 
Massnahmen (Erweiterungen an bestehenden Gebäuden von weniger als 100 m2) lösen keine 

Mehrwertabgabe aus. 
 
Auswirkungen des Mehrwertausgleichs auf die Grundstückgewinnsteuer 
Die geleistete Mehrwertabgabe kann gemäss Steuergesetz bei der Grundstückgewinnsteuer als an-
rechenbare Aufwendung geltend gemacht werden. Dadurch wird der Ertrag aus der Grundstückge-

winnsteuer reduziert. Die steuerlichen Mindereinnahmen sind aber deutlich geringer als die Erträge 
aus der Mehrwertabgabe. Der Unterschied besteht aber darin, dass die Erträge aus den Abgaben 

zweckgebunden verwendet werden müssen, die Erträge aus der Grundstückgewinnsteuer hingegen 
in den allgemeinen Finanzhaushalt fliessen. 
 
Teilrevision der Bau- und Zonenordnung (BZO) 
Die BZO soll wie folgt ergänzt werden: 

 
Art. 2B Mehrwertausgleich 

1 Auf Planungsvorteilen, die durch Auf- oder Umzonungen entstehen, wird eine Mehrwertab-

gabe im Sinne von § 19 des Mehrwertausgleichsgesetzes (MAG) erhoben. 
2  Die Freifläche gemäss § 19 Abs. 2 MAG beträgt 1'200 m2. 
3  Die Mehrwertabgabe beträgt 40 % des um CHF 100'000 gekürzten Mehrwerts. 
4  Die Erträge aus den Mehrwertabgaben fliessen in den kommunalen Mehrwertausgleichs-

fonds und werden nach Massgabe des Fondsreglements verwendet. 
 
Verfahren der Teilrevision 
Im Informationsschreiben vom 12. Februar 2020 bietet der Kanton den Gemeinden ein verkürztes 
Verfahren für die Umsetzung des MAG an. Der Kanton stellt den Gemeinden Musterbestimmungen 

zur Festlegung des Mehrwerts in der Bau- und Zonenordnung zur Verfügung. Werden diese, er-
gänzt um die Höhe der Mehrwertabgabe und das Mass der Freifläche, unverändert übernommen, 
kommen verkürzte Bearbeitungsfristen zum Zug. 

 
Die Gemeinde Maur nützt dieses Angebot für eine speditive Umsetzung der Teilrevision. An der Ge-

meinderatssitzung vom 13. November 2023 wurde gestützt auf § 7 des PBG, die Freigabe zur öf-
fentlichen Auflage und Anhörung der nach- und nebengeordneten Planungsträger und zur kantona-
len Prüfung erteilt. 

 
Die vorliegende Teilrevision wurde vom 1. Dezember 2023 bis am 30. Januar 2024 öffentlich aufge-

legt. Während der Auflagefrist konnten sich alle interessierten Personen schriftlich zu den aufliegen-
den Unterlagen äussern. 
 

Gleichzeit wurden die Nachbargemeinden und dem Zweckverband Zürcher Planungsgruppe Glattal 
(ZPG) zur Stellungnahme eingeladen. Die Planungsgruppe ZPG hat auf eine Stellungnahme ver-

zichtet, ebenso sämtliche Nachbargemeinden. 
 
Innert der Auflagefrist sind keine Einwendungen eingegangen. 

 
Das Amt für Raumentwicklung (ARE) nahm die Vorprüfung der vorliegenden Teilrevision vor. Mit 

Schreiben vom 20. Dezember 2023 teilt das ARE mit, dass der Teilrevision eine Genehmigung in 
Aussicht gestellt werden könne. Die Vorlage wird als rechtmässig, zweckmässig und angemessen 

beurteilt. 
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4 Schlusswort des Gemeinderats 

Der kommunale Mehrwertausgleich ermöglicht, dass nicht nur von Nutzungserhöhungen begüns-
tigte Grundeigentümerschaften von Planungsmehrwerten profitieren, sondern die gesamte Bevölke-

rung, indem die Gemeinde mit den Erträgen aus der Mehrwertabgabe gezielt bestehende öffentliche 
Infrastrukturen aufwerten bzw. neue schaffen kann. Mit dem Mehrwertausgleich entsteht den Grund-

eigentümerschaften zudem kein Verlust, sondern ein Teil des Gewinns wird in öffentliche Infrastruk-
turen zur Steigerung der Standortattraktivität investiert, wovon Grundeigentümerschaften und Inves-
tierende gleichermassen wie die Bevölkerung profitieren. 

 
Der Gemeinderat empfiehlt, dem Antrag zuzustimmen. 

 
 
ERLÄUTERUNGEN DES RESSORTVORSTEHERS 
 
Der Ressortvorsteher Hochbau und Planung, Urs Rechsteiner, erläutert die Vorlage anhand einer 

PowerPoint-Präsentation im Detail und stützt sich dabei auf die behördliche Broschüre, welche unter 
www.maur.ch (Gemeindeversammlung) abrufbar ist.  
 
 
STELLUNGNAHME DER RECHNUNGSPRÜFUNGSKOMMISSION 
 
RPK-Mitglied, Karin Stamm, verweist auf den vorerwähnten Antrag der Rechnungsprüfungskommis-
sion. 

 
 

DISKUSSION  
 
Patrick Baumann möchte wissen, wie viele Um- und Aufzonungen pro Jahr künftig anfallen könnten. 
Zudem interessiert ihn, ob es ein Umzonungs-Beispiel aus der Vergangenheit gibt, das für die 
Gemeinde zu Problemen mit den Infrastrukturkosten geführt hat.  

 
Urs Rechsteiner erklärt, dass Um-/Aufzonungen nur im Rahmen von Revisionen der Bau- und 

Zonenordnung (BZO) an Gemeindeversammlungen stattfinden. Die BZO aus dem Jahr 2010 wurde 
erst kürzlich im September 2022 totalrevidiert. Solche Revisionen finden in der Regel alle 10 bis 15 
Jahre statt. Probleme aus der Vergangenheit können keine genannt werden. Für die kommenden 

Jahre wird im Glattal mit einem grossem Bevölkerungswachstum und Verdichtungen gerechnet. 
Diese Entwicklung hat Auswirkungen auf die Infrastrukturkosten der Gemeinde Maur. Wenn 

aufgrund von Um-/Aufzonungen in einem Wohnquartier mit 3 Geschossen plötzlich 5 Geschosse 
möglich werden, müssen auch mehr Zu- und Abwasserleitungen oder auch Spielplätze sowie 
soziale Treffpunkte gebaut werden. Die Gemeinde erhält mit der Festsetzung eines 

Mehrwertausgleichs die Möglichkeit, bei Um-/Aufzonungen gewisse Abgaben zur Entlastung der 
Steuerzahlenden zu erheben. 

 
Jürgen Brandt möchte wissen, ob man mit der Festlegung eines Mehrwertausgleichs nicht noch 
länger zuwarten oder jetzt allenfalls auch einen tieferen Wert als 40 % festsetzen könnte. 

 
Urs Rechsteiner bestätigt, dass die Gemeindeversammlung heute auch einen tieferen Prozentsatz 

festlegen könnte. Wenn an der nächsten BZO-Revision in 10 bis 15 Jahren eine Um-/Aufzonung 
erfolgen sollte, kann man aber nicht einfach einen höheren Wert festlegen, da eine Anpassung des 
Mehrwertausgleichs erst jeweils für die nächste folgende Revision zum Tragen kommt. 

 
Willy Vontobel hat das Gefühl, dass es auch jährlich eine Zonenrevision geben könnte, wenn er 

einen solchen Antrag zu seinem Grundstück an den Gemeinderat bzw. die Gemeindeversammlung 
stellt. 

 
René Jud, Leiter Abteilung Hochbau und Planung, informiert, dass dies nicht so einfach funktioniert. 
Er verweist dabei auf die Totalrevision der BZO im September 2022 und den Grundsatz der 

Planbeständigkeit, wonach man darauf Vertrauen müssen kann, dass das, was im 2022 
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beschlossen wurde auch über Jahre seine Beständigeit hat. Vorstellbar wäre aber, dass ein Investor 

oder eine Privatperson mit einem Gestaltungsplan an die Gemeindeversammlung gelangen. Nur so 
kann eine bestehende Zonierung allenfalls übersteuert werden. Zudem hat der Kanton Zürich allen 

Gemeinden eine Frist bis im März 2025 gesetzt, um den Mehrwertausgleich in der BZO zwischen  
0 und 40 % und die Freiflächen zwischen 1'200 und 2'000 m2 zu regeln. Die Gemeinden kommen 

deshalb hier nicht um einen Entscheid herum. 
 
Beat Kunz ist der Meinung, dass in der Website der Gemeinde die falsche BZO aus dem Jahr 2010 

aufgeschaltet ist. Er fragt sich, wie es sich mit der Festsetzung und den Auswirkungen auf die 
heutige Vorlage zum Mehrwertausgleich verhält. 

 
Urs Rechsteiner macht darauf aufmerksam, dass die neue BZO aus dem Jahr 2022 aufgrund eines 
Rekurses noch nicht in Kaft gesetzt werden konnte und demnach immer noch die BZO 2010 gültig 

und somit richtig in der systematischen Rechtssammlung aufgeschaltet ist. Erst wenn die BZO 2022 
rechtswirksam ist, wird die Teilrevision der BZO 2022 mit dem MAG in Kraft gesetzt. Somit kann ein 

allfälliger Mehrwertausgleich erst im Rahmen einer künftigen BZO-Revision in 10-15 Jahren 
erfolgen. 
 

René Jud bestätigt die Ausführungen von Urs Rechsteiner und dass die Festsetzung der BZO im 
2022 massgebend ist. Auf der Website des Kantons Zürich wird dies unter der Rubrik «häufigste 

Fragen» ebenfalls so aufgeführt.  
 
Martin Wunderli findet die vorliegende Thematik äusserst kompliziert und stellt den Antrag, den 

Mehrwertausgleich auf 0 % festzusetzen.  
 

Dirk Lohmann erkundigt sich, ob mit dem später noch zu genehmigenden Fondsreglement auch 
Erschliessungs- oder Schulkosten finanziert werden können und welche Bedeutung städtebauliche 

Verträge haben. 
 
Yves Keller informiert, dass das Fondsreglement heute nicht Bestandteil der Abstimmung ist. Über 

ein solches würde in einer späteren Gemeindeversammlung nur abgestimmt werden, wenn heute 
ein Prozentsatz für den Mehrwertausgleich festgesetzt würde. Die Finanzierung von 

Erschliessungen können zum Teil im Fondsreglement geregelt werden. Die Übernahme von 
Bildungskosten ist darin aber nicht vorgesehen. 
 

René Jud ergänzt, dass ohne Entscheid über einen Mehrwertausgleich auch keine städtebaulichen 
Verträge eingegangen werden können. Der Mehrwertausgleich bildet die Rechtsgrundlage für den 

Abschluss eines städtebaulichen Vertrags. 
 
Reto Surbeck stellt ebenfalls einen Antrag für die Festlegung des Mehrwertausgleichs auf 0 % und 

findet, dass die Gemeinde Maur bis jetzt sehr gut ohne diesen Ausgleich leben konnte und das 
Leben mit dessen Einführung nicht einfacher würde. 

 
Christian Brunner findet, dass ein Geschenk an Grundeigentümerschaften durch künftige Auf-
zonungen nicht auf Kosten der Allgemeinheit und Steuerzahlenden gehen darf. In diesem Sinne 

votiert er für den Antrag des Gemeinderats. 
 

Alex Gantner ist froh, dass seine beiden Vorredner bereits einen Antrag auf 0 % bzw. einen 
Mehrwertausgleich-Verzicht gestellt haben. Seines Erachtens handelt es sich beim Mehrwert-
ausgleich um eine neue zusätzliche staatliche Einnahmequelle für die in der Gemeinde Maur kein 

Bedarf besteht. Er empfiehlt, zurzeit nichts zu erheben und zu beobachten, wie sich die ganze 
Thematik und der bürokratische Vollzugswaufwand in den anderen Gemeinden entwickeln wird. 

 
Mischa Stamm beantragt, aufgrund der zurzeit noch unklaren Entwicklungen und Prognosen einen 

Mehrwertausgleich von 20 % zu erheben. 
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Evelyne Zwick findet den Mehrwertausgleich und einen damit verbundenen zweckgebundenen 

Fonds unnötig, da die ordentliche Steuer- und Gebührenerhebung in Maur ausreichend sind um die 
künftigen Infrastruktur- und Schulkosten zu finanzieren.  

 
Urs Rechsteiner macht darauf aufmerksam, dass von einem Steuerfranken bereits 81 Rappen 

wieder weggehen und somit die Gemeinde Maur nur über 19 Rappen verfügen kann. 
 
Walter Meierhofer hat den Eindruck, dass an der heutigen Gemeindeversammlung nur 

Eigentümerinnen und Eigentümer anwesend sind und somit Partikularinteressen vertreten werden. 
Seines Erachtens werden die Mietenden zu wenig berücksichtigt. Er unterstützt den Antrag des 

Gemeinderats für die Erhebung eines Mehrwertausgleichs von 40 %. 
 
Jörg Emch votiert als Grundeigentümer, dem Antrag für einen Verzicht auf einen Mehrwertausgleich   

zuzustimmen. 
 

Suzanne Lüthi versteht nicht, weshalb die RPK zu diesem Thema keine Stellung genommen hat. 
Zudem möchte sie wissen, wie der Gemeinderat zu seinem Antrag gelangt ist. 
 

Pascal Scacchi informiert, dass die RPK zum Schluss gelangt ist, dass sie die finanziellen 
Auswirkungen nicht einschätzen kann. 

 
Urs Rechsteiner bestätigt, dass die Gemeinden in diesem Thema noch keine Erfahrungen haben 
können, da der Ausgleich erst später zu den dannzumaligen Gegebenheiten berechnet werden 

kann. Die finanzpolitischen Auswirkungen werden erst in rund 15 Jahren klar werden. Er macht 
nochmals auf die beiden gesetzlich vorgegebenen Stellschrauben aufmerksam, wonach alle 

Zürcher Gemeinden einen Mehrwertausgleich zwischen und 0 und 40 % und eine Freifläche 
zwischen 1'200 und 2'000 m2 in ihren BZO festlegen müssen. Der Gemeindera hat sich 

entschieden, die maximal möglichen Werte für die Gemeinde Maur zu erheben, um eine 
angemessene Alimentierung sicherzustellen. 
 

Christoph Helbling stellt fest, dass es schwierig ist, in diesem Thema die richtigen Werte für die 
Zukunft zu erheben. Im Sinne eines eingemitteten Kompromisses stellt er die folgenden Anträge: 

- Mehrwertausgleich von 20 % 
- Freifläche von 1'600 m2 
 

Peter Leutenegger versteht ebenfalls nicht, weshalb die RPK keine Haltung eingenommen hat. Er 
stellt die folgenden Anträge: 

- Mehrwertausgleich 0 % 
- Ordnungsantrag auf Abbruch der Diskussion 
 

Yves Keller lässt über den Ordnungsantrag von Peter Leutenegger auf Abbruch der Diskussion wie 
folgt abstimmen: 

Der Antrag wird mit offensichtlichem Mehr unterstützt. 
 
Abstimmung Änderungsanträge zu Mehrwertausgleich (MAG) 
1. Runde: 
Antrag Gemeinderat MAG 40 % = 33 Stimmen 

Antrag Mischa Stamm und Christoph Helbling MAG 20 % = 46 Stimmen 
Antrag Martin Wunderli, Reto Surbeck und Peter Leutenegger MAG 0 % = 97 Stimmen 
 

2. Runde: 
Antrag Mischa Stamm und Christoph Helbling MAG 20 % = 73 Stimmen 

Antrag Martin Wunderli, Reto Surbeck und 
Peter Leutenegger MAG 0 % = 100 Stimmen (geht in Schlussabstimmung) 
 
Im Rahmen dieser Abstimmungsrunden stellt sich heraus, dass noch vier Stimmberechtigte 
irrtümlich auf der Tribüne Platz genommen haben. Ihre stimmen fliessen in die vorerwähnte 
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Abstimmung ein. Damit sie in die folgenden Abstimmungen eingebunden bleiben und ihre Stimmen 

auch ausgezählt werden können, bittet sie Yves Keller, unten im Saal Platz zu nehmen. 
 

 
SCHLUSSABSTIMMUNG 
 
Die Gemeindeversammlung fasst mit offensichtlichem Mehr folgenden 
 

Beschluss 
 
Die Teilrevision der Bau- und Zonenordnung (Art. 2B) wird mit einem Mehrwertausgleich von 0 % 
bzw. einem Verzicht auf eine Erhebung genehmigt.1  
 

 
Christian Brunner stellt den Antrag, den vorerwähnten Beschluss der Gemeindeversammlung der 

Urnenabstimmung zu unterbreiten. 
 
Abstimmung über den Antrag von Christian Brunner zur nachträglichen Urnenabstimmung 
Vor der Abstimmung über diesen Antrag informiert Yves Keller, dass bei Zustimmung zu diesem 
durch mindestens ein Drittel der Anwesenden eine Urnenabstimmung erfolgen muss. Darauf folgt 

eine angeregte Diskussion mit Zustimmungs- und Ablehnungsvoten. Vor der Abstimmung über den 
Antrag von Christian Brunner lässt Yves Keller die Anzahl Stimmberechtigte im Saal nochmals aus-
zählen. Er hält fest, dass für die Fortsetzung der Versammlung noch 179 Stimmberechtigte anwe-

send sind. 
 

Anschliessend fragt Yves Keller die Versammlung, wer dem Antrag für eine nachträgliche Urnenab-
stimmung zustimmen möchte. Die Auszählung ergibt, dass 34 Stimmberechtigte diesem Antrag zu-

stimmen. Da das dazu nötige Drittel nicht erreicht wird, setzt Yves Keller die Versammlung fort. 
 

  

                                                
1 Anmerkung: Die Beschlussfassung über die Freifläche entfällt. Die kantonale Musterbestimmung zum «Verzicht auf 
Mehrwertausgleich» kommt zur Anwendung. 
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3 ARA Maur – Aufhebung der ARA Maur, Umbau zum  G-Nr. 82 
Pumpwerk und Anschlussleitung zur ARA Bachwis –  
Genehmigung Projektierungskredit  

ANTRAG DES GEMEINDERATS UND DER WERKKOMMISSION 

1. Für die Aufhebung der ARA Maur und den Anschluss an die ARA Bachwis in Fällanden wird ein 

Projektierungskredit von CHF 477’000 (exkl. MwSt.) bewilligt. 
 

2. Die Kreditbewilligung umfasst auch teuerungsbedingte Mehr- oder Minderkosten (Preisänderun-
gen infolge Teuerung gemäss Vertragsnorm SIA 126). 

 

 
Referat Catherine Gerwig, Ressortvorsteherin Tiefbau 

 

ANTRAG DER RECHNUNGSPRÜFUNGSKOMMISSION 

Die Rechnungsprüfungskommission hat den Antrag und insbesondere die aktualisierte Kostenauf-

stellung geprüft. Die einzelnen Kostenkomponenten sind detailliert aufgeschlüsselt und hergeleitet. 
Die Rechnungsprüfungskommission stellt wohlwollend fest, dass auch die allgemeine Reserve von 

10 % sowie die Reserve für Unvorhergesehenes von 5 % in der Berechnung enthalten ist. Die Kos-
ten werden nun ca. 2 % teurer kalkuliert als in der ursprünglichen Berechnung. Dies ist eine relativ 
kleine Abweichung und sie ist plausibel erklärt (Berechnung der Kosten für den Rückbau der ARA 

Maur ist teurer, dafür sind die berechneten Kosten für die Landleitung günstiger als ursprünglich an-
genommen). 

 
Aufgrund der oben genannten Berechnungen und Überlegungen beantragt die Rechnungsprüfungs-

kommission der Gemeindeversammlung, den Antrag der Gemeinde anzunehmen und den Projektie-
rungskredit zu bewilligen. 

1 Das Wesentliche in Kürze 

Bei der Suche nach einer nachhaltigen Zukunftslösung für die ARA Maur konnte im Rahmen einer 
Studie aufgezeigt werden, dass der Rückbau und Umbau zum Pumpwerk sowie die Ableitung des 

Abwassers über eine neue Druckleitung zur ARA Bachwis in Fällanden die beste Lösung darstellt. 
An der Urnenabstimmung vom 18. Juni 2023 wurde den Stimmberechtigten die Variante Anschluss 
an die ARA Bachwis als Bestvariante empfohlen. Die Bevölkerung stimmte an der Grundsatzabstim-

mung dem Anschluss des Abwasserleitungsnetzes an die ARA Bachwis zu. 
 

Inzwischen wurde diese Bestvariante bis zum Vorprojekt ausgearbeitet. Aufgrund der ablehnenden 
Haltung des kantonalen Amts für Abfall, Wasser, Energie und Luft (AWEL) bezüglich Bewilligungsfä-
higkeit einer Seeleitung wurden verschiedene Linienführungen für die Landleitung geprüft. Die Ver-

bindungsleitung soll in das Kulturland sowie in den Radweg und nicht wie in den vorangehenden 
Studien in die Staatsstrasse verlegt werden. 

 
Im Weiteren wurde eine Generalplaner-Submission im offenen Verfahren durchgeführt. Die General-
planer-Submission beinhaltet die Ingenieurleistungen für das Bauprojekt sowie das Bewilligungsver-

fahren und optional die Leistungen für die Realisierung (Ausschreibung der Bauarbeiten, Ausfüh-
rungsprojekt, Bauleitung und Inbetriebnahme/Abschluss). Die Kosten für das Bauprojekt/ Bewilli-

gungsverfahren belaufen sich auf CHF 477’000 (exkl. MwSt.). Die optional angebotenen Ingenieur-
leistungen werden im Baukredit berücksichtigt, welcher den Stimmberichtigten mit separater Urnen-
vorlage voraussichtlich Ende 2025 oder Anfang 2026 unterbreitet wird. 

2 Ausgangslage 

Die ARA Maur stammt aus dem Jahre 1967 und hat trotz stetiger Erweiterungen die Leistungs-

grenze sowie bei verschiedenen Anlageteilen auch die Lebenserwartung erreicht. Durch die zwi-
schenzeitliche Verschärfung der Gewässerschutzbestimmungen erfüllt sie zudem die – nach Ablauf 

der Betriebsbewilligung im Jahre 2028 – neu geltenden Einleitbedingungen nicht mehr. 
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Mit einem Grundsatzentscheid stimmte die Bevölkerung an der Urnenabstimmung vom 18. Juni 

2023 dem Anschluss des Abwasserleitungsnetzes an die ARA Bachwis in Fällanden zu. 
 

Die Arbeitsvergabe für die Ingenieurleistungen erfolgte – unter Vorbehalt der Genehmigung des 
Projektierungskredits durch die Gemeindeversammlung vom 10. Juni 2024 – an der Werkkommissi-

onssitzung vom 5. Februar 2024. 
 
Als Grundlage für die Ermittlung des Baukredits, arbeitet der Generalplaner ein Bauprojekt mit Kos-

tenvoranschlag aus. Der Baukredit wird den Stimmberechtigten voraussichtlich Ende 2025  
oder Anfang 2026 mit separater Urnenvorlage zur Genehmigung unterbreitet. 

 
Infolge der 2028 auslaufenden Betriebsbewilligung und dem gesetzlich vorgeschriebenen Bau einer 
zusätzlichen Reinigungsstufe muss die ARA Bachwis in Fällanden ausgebaut werden. Sie kann vo-

raussichtlich Ende 2029 in Betrieb genommen werden. Die Arbeitsvergabe der Ingenieurleistungen 
für die Ausarbeitung des Bauprojekts erfolgte bereits am 5. Dezember 2023 durch die ARA-Kom-

mission des Zweckverbands Kläranlage Volketswil-Schwerzenbach-Fällanden-Maur. Die Urnenab-
stimmung für den Baukredit ist für 2025 geplant. Die Ausbaukosten der ARA Bachwis belaufen sich 
auf rund CHF 70 Mio. (exkl. MwSt.) und werden über den Zweckverband abgewickelt. Die Kosten-

beteiligungen der Verbandsgemeinden werden anhand der Einwohnerwerte festgelegt. Finanziert 
werden sie durch jährliche Betriebsbeiträge, welche auch die Amortisation (Abschreibungen) der 

Anlagen enthalten. 

3 Kosten 

3.1 Gesamtbaukosten 

Im Zusammenhang mit dem Vorprojekt wurden die Gesamtbaukosten inklusive Anteil Ausbaukosten 
in der ARA Bachwis, Fällanden, nochmals neu geschätzt. Die Umbaukosten der ARA Maur und die 

Kosten der Landleitung haben sich während der Erarbeitung des Vorprojekts gegenläufig verändert. 
Während die Kosten für die Leitung deutlich nach unten korrigiert werden konnten, mussten für den 

Umbau der ARA Maur zusätzliche Massnahmen berücksichtigt werden. Auch die anteiligen Kosten 
für die Erweiterung der ARA Bachwis sind gestiegen, sie müssen aber nicht durch Maur finanziert, 
sondern nur amortisiert werden. Die Gesamtbaukosten bleiben in etwa gleich hoch. Die an der Ur-

nenabstimmung vom 18. Juni 2023 prognostizierten Kosten für die Variante Landleitung wurden auf 
CHF 19.3 Mio. geschätzt. Gemäss aktualisierter Kostenschätzung des Vorprojekts muss mit Ge-

samtbaukosten von CHF 19.7 Mio. gerechnet werden. Die Abweichung liegt innerhalb der Kosten-
genauigkeit von +/-25 %. 

3.2 Projektierungskosten 

Für das Vorhaben liegt nachfolgender Kostenvoranschlag zur Ermittlung des Projektierungskredits 
vor: 

 

Kosten 
in CHF 
gemäss Submissionsergebnis 

Pumpwerk 
INV00310 

7202.5040.00 

Anschlussleitung 
INV00335 

7201.5030.00 

Total 
CHF 

exkl. MwSt. 

Phase 32 Bauprojekt 151’700 227’800 379’500 

Phase 33 Bewilligungsverfahren 13’300 20’200 33’500 

Zwischentotal (gerundet) 165’000 248’000 413’000 

Reserve Kostenvoranschlag (ca. 10 %, gerundet) 16’500 24’500 41’000 

Total Stufe Kostenvoranschlag, exkl. MwSt., gerundet 181’500 272’500 454’000 

Reserve inkl. Bandbreite für Kostenungenauigkeit, gerundet 9’500 13’500 23’000 

Total Stufe Projektierungskredit, exkl. MwSt., gerundet 191’000 286’000 477’000 
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3.3  Folgekosten 

Die Ausgaben für die Ingenieurleistungen des Pumpwerks und der Anschlussleitung werden den 
Gesamtausgaben der Vorhaben zugeschlagen. Diese überschreiten die Aktivierungsschwelle im 

Rahmen der Investitionsrechnung. Sie sind daher nach Abschluss der Vorhaben zu aktivieren und 
abzuschreiben. 

 
Bei den Kapitalfolgekosten (Abschreibungen und Verzinsung) der Vorhaben wird für die planmässi-
gen Abschreibungen im Verwaltungsvermögen gemäss § 30 Gemeindeverordnung (VGG) der Min-

deststandard festgesetzt. Der Nutzungsbeginn und der Beginn der Abschreibungen fällen voraus-
sichtlich auf das Jahr 2029. 

 
Für die planmässigen Abschreibungen auf Basis der geschätzten Anschaffungs- und Herstellungs-
kosten: 

 

Anlagekategorie Nutzungsdauer Basis 

in CHF 

Satz 
in % 

Betrag 
CHF exkl. MwSt. 

12. Kanal- und Leitungsnetze 50 Jahre 286’000 2,0 5’720 

17. Hochbauten 33 Jahre 191’000 3.0 5’730 

Total (exkl. MwSt.)  477’000  11’450 

 
Für die kalkulatorische Verzinsung auf Basis der geschätzten Anschaffungs- und Herstellungskos-

ten: 
 

Zinsaufwand  477’000 2,0 9’540 

Kapitalfolgekosten (im ersten Betriebsjahr)    20’990 

 
Die betrieblichen und personellen Folgekosten der Anlagebauten können erst im Rahmen des defi-

nitiven Bauprojektes angegeben werden. 

4 Schlusswort des Gemeinderats und der Werkkommission 

Der Anschluss der ARA Maur an die ARA Bachwis in Fällanden ist ein wichtiger Baustein in der 
Maurmer Infrastruktur und trägt der stark gewachsenen Bevölkerung Rechnung. Angesichts der 
2028 auslaufenden Betriebsbewilligung stellt der Anschluss an die ARA Bachwis, welche ohnehin 

ausgebaut werden muss, die beste Lösung dar. 
 

Im Grobkostenvergleich weist die Variante für den Ausbau der ARA Maur deutlich höhere Jahres-
kosten als die Variante für den Anschluss an die ARA Bachwis aus. Während beim Ausbau der ARA 
Maur höhere Betriebskosten anfallen, ist beim Anschluss an die ARA Bachwis mit höheren Investiti-

onskosten zu rechen. Die tieferen Jahreskosten des Anschlusses an die ARA Bachwis dürften vor 
allem für die nächste Generation von entscheidender Bedeutung sein. 

 
Die Investitionen für den Umbau der ARA Maur zum Pumpwerk und die Anschlussleitung zur ARA 
Bachwis belaufen sich auf rund CHF 11.8 Mio. (exkl. MwSt.) und die anteiligen Kosten für die Erwei-

terung der ARA Bachwis auf etwa CHF 7.9 Mio. (exkl. MwSt.). Der Kostenvoranschlag, welcher als 
Grundlage für die Ermittlung des Baukredits dient, wird im Zuge der weiteren Projektierungsschritte 

bis im Frühjahr 2025 erarbeitet. 
 
Sowohl der Gemeinderat als auch die Werkkommission sind überzeugt, mit dem Anschluss an die 

ARA Bachwis eine zukunftsorientierte Lösung zu präsentieren und empfehlen den Stimmberechtig-
ten der Vorlage für den Projektierungskredit über CHF 477'000 an der Gemeindeversammlung vom 

10. Juni 2024 zuzustimmen.  
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ERLÄUTERUNGEN DER RESSORTVORSTEHERIN 
 
Die Ressortvorsteherin Tiefbau, Catherine Gerwig, erläutert die Vorlage anhand einer PowerPoint-

Präsentation im Detail und stützt sich dabei auf die behördliche Broschüre, welche unter 
www.maur.ch (Gemeindeversammlung) abrufbar ist.  

 
 
STELLUNGNAHME DER RECHNUNGSPRÜFUNGSKOMMISSION 
 
RPK-Mitglied, Andreas Mosimann, verweist auf den vorerwähnten Antrag der Rechnungsprüfungs-

kommission. 
 
DISKUSSION  
 
Das Wort wird nicht verlangt. 

 
 
SCHLUSSABSTIMMUNG 
 
Die Gemeindeversammlung fasst mit offensichtlichem Mehr folgenden 

 
Beschluss 
 
Der Projektierungskredit von CHF 477'000 (exkl. MwSt.) für die Aufhebung der ARA Maur und den 
Anschluss an die ARA Bachwis in Fällanden wird genehmigt. 
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Anfragen nach § 17 Gemeindegesetz 

 
Referat Yves Keller, Gemeindepräsident 
 

Peter Leutenegger hat am 16. Mai 2024 (Eingang am 16. Mai 2024) eine schriftliche Anfrage für die 
Gemeindeversammlung vom 10. Juni 2024 mit folgendem Anliegen eingereicht: 

 
Der politische Diskurs bildet in unserer Demokratie die Grundlage für eine Meinungsbildung. Dieser 
Diskurs ist in der Gemeinde Maur, erschwert, wegen Informationsmangel und Verhinderung der 
Publikation von Meinungen der Maurmerinnen und Maurmer. 
 
Nachdem 

a. Weisungen zu Abstimmungen und Gemeindeversammlungen nicht mehr automatisch allen 
Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern zugestellt werden und diese im Sinne einer Holschuld 
nun individuell beschafft werden müssen. 

b. die Einladung zu Gemeindeversammlungen nur mit einer knappen Traktandenliste ohne 
Nennung der einzelnen Anträge ungefähr vier Wochen vor dem Termin publiziert werden, 
ohne dass weitergehende Informationen zu den einzelnen Geschäften vorgängig bekannt 
gemacht werden. 

c. die zwischenzeitlich dem Gemeinderat direkt unterstellte Maurmer Post vier Wochen vor Ab-
stimmungen und Wahlen keine Leserbriefe zu den Abstimmungsthemen mehr veröffentli-
chen darf (gemäss aktuellen Redaktionsrichtlinien). 

d. bei Urnengeschäften die vorberatende Gemeindeversammlung durch eine Informationsver-
anstaltung ersetzt worden ist, an der, wie im Falle beim Bevölkerungsschutzgebäude im 
März, eine Diskussion unterdrückt worden ist. 

 
1. Wie denkt der Gemeinderat den öffentlichen politischen Diskurs wieder zu ermöglichen? 
2. Ist der Gemeinderat bereit, mit der Einladung zu Gemeindeversammlung weitergehende In-

formationen zu den einzelnen Geschäften aktiv bekannt zu machen? 
3. Ist der Gemeinderat bereit, die Redaktionsrichtlinien der Maurmer Post zu ändern, dass bei 

Abstimmungen und Wahlen Leserbriefe zu den einzelnen Geschäften bis zum letzten Mo-
ment möglich sind? 

4. Ist der Gemeinderat bereit, mit einer Anpassung der Gemeindeordnung die vorberatende 
Gemeindeversammlung bei Urnengeschäften gemäss § 16 Gemeindegesetz wieder einzu-
führen? 

Antworten auf die vorerwähnten Fragen 

1. Dem Gemeinderat sind der Einbezug der Einwohnerschaft und der Dialog sehr wichtig. So 
hat er unter anderem in der jetzigen Legislatur diverse Informationsveranstaltungen organi-

siert, Bevölkerungsumfragen lanciert und partizipative Prozesse angestossen. 
 

2. Gemäss Gemeindegesetz ist vorgeschrieben, dass Ankündigungen von Gemeindeversamm-
lungen mindestens zwei Wochen vorher stattfinden müssen. Der Gemeinderat kündigt je-
weils bereits vier Wochen vorher die Geschäfte zusammen mit der Einladung zur Gemeinde-

versammlung an. Zur Eindämmung der Papierflut und aus ökologischen Gründen verzichtet 
er seit April 2022 auf den Druck und die Zustellung von rund 5’100 Broschüren in alle Haus-

halte. Die Gemeindeversammlungen werden von durchschnittlich rund 150 Stimmberechtig-
ten besucht. Es muss davon ausgegangen werden, dass jeweils ein Grossteil dieser Bro-
schüren ungelesen im Altpapier landet. Aus diesem Grund haben bereits viele Gemeinden 

den Druck von Gemeindeversammlungs-Broschüren abgeschafft. 
 

Die Gemeindeversammlungs-Broschüren werden in Maur elektronisch unter 
www.maur.ch/gemeindeversammlung aufgeschaltet. Zudem können alle Stimmberechtigten 
ein kostenloses Abo lösen, um die Gemeindeversammlungs-Broschüre jeweils automatisch 

elektronisch oder in Papierform zugestellt zu erhalten. Von dieser Abomöglichkeit, die wir 
laufend kommunizieren, machen übrigens bereits 230 Stimmberechtigte per Post und 180 

per Mail Gebrauch. Im Weiteren werden an den Gemeindeversammlungen ausreichend 
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ausgedruckte Broschüren aufgelegt und zusätzliche Detailakten vier Wochen vor der Ge-

meindeversammlung in der Gemeindeverwaltung aufgelegt. 
 

3. Der Gemeinderat ist zurzeit an der Aufarbeitung der Geschehnisse rund um die Maurmer 
Post. Wie bereits im April 2024 kommuniziert, hat der Gemeinderat eine Arbeitsgruppe ein-

gesetzt. Sie wird die aktuellen Strukturen und Prozesse in der «Maurmer Post» überprüfen 
und gegebenenfalls Anpassungen ausarbeiten – dazu gehört auch der Umgang mit Leser-
briefen.  

 
4. Weder in der alten Gemeindeordnung aus dem Jahr 2010 noch in der aktuellen Gemeinde-

ordnung war jemals eine vorberatende Gemeindeversammlung vorgesehen. Wie schon im 
Jahr 2010 ist in der Gemeindeordnung vorgeschrieben, dass vor Urnenabstimmungen je-
weils eine Orientierungsveranstaltung mit der Möglichkeit zur Diskussion der Vorlage durch-

geführt werden muss. Eine solche Veranstaltung hat praktisch den gleichen Charakter wie 
eine vorberatende Versammlung. Einziger Unterschied ist, dass keine Änderungsanträge 

möglich sind. Von 160 politischen Gemeinden im Kanton Zürich verfügen übrigens nur noch 
30 Gemeinden über eine vorberatende Gemeindeversammlung von Urnengeschäften. 

 

Auf entsprechende Frage des Gemeindepräsidenten, Yves Keller, ob der anfragende Stimmberech-
tigte noch eine Stellungnahme abgeben möchte, regt Peter Leutenegger an, dass in der Maurmer 

Post künftig zusammen mit der Einladung zur Gemeindeversammlung zusätzlich ein bis zwei Seiten 
erläuternde Informationen zu den Gemeindeversammlungen publiziert werden. 
 

 
 

Referat Yves Keller, Gemeindepräsident 
 

Verena Keller und Roswitha Gassmann haben am 24. Mai 2024 (Eingang am 27. Mai 2024) eine 
schriftliche Anfrage für die Gemeindeversammlung vom 10. Juni 2024 mit folgendem Anliegen ein-
gereicht: 

 
Hiermit reiche ich fristgerecht eine Anfrage betreffend Maurmer Post für die Gemeindeversammlung 
vom 10. Juni 2024 ein. 
 
1. Wer hat derzeit die verlegerische Hoheit inne? Wer hat derzeit die redaktionelle Hoheit 

inne? 
 

2. Stimmt es, dass der Gemeindeschreiber und/oder ein Mitglied des Gemeinderates den lnhalt 
der Ausgaben derzeit letztinstanzlich absegnet? Was ist derzeit die genaue Rolle des 
Gemeinderates? 
 

3. Was ist derzeit die Rolle der Maurmer Post Kommission? Haben Mitglieder der Kommission 
ihren Rücktritt eingereicht? 
 

4. Wann wird der Posten für die Chefredaktion neu ausgeschrieben? Wann wird die vakante 
Stelle bei der Redaktion ausgeschrieben? 
 

5. Werden Maurmer Post Redaktion bzw. der Gemeinderat bei der Publikation der 
gegenwärtigen Ausgaben von Dritten beraten bzw. unterstützt? Fallen Zusatzkosten an? Gibt 
es Beschlüsse des Gemeinderates dazu? 
 

6. Was ist der mittelfristige Plan des Gemeinderates für die Maurmer Post? Gibt es bald ein 
Geschäft an einer nächsten Gemeindeversammlung? 

 

Antworten auf die vorerwähnten Fragen 

1. Die verlegerische und redaktionelle Hoheit liegen aktuell bei der Herausgeberin, der Gemeinde 
Maur, vertreten durch den Gemeinderat. 
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2. In die Inhaltsplanung, Inhaltserarbeitung und Gestaltung der «Maurmer Post» sind weder der 
Gemeinderat noch der Gemeindeschreiber eingebunden. Die interimistische Chefredaktorin ver-

antwortet das Tagesgeschäft zusammen mit ihrem Team. Bevor eine fertig produzierte Aus-
gabe die Druckmaschine durchläuft, erteilt der Gemeinderat das Gut zum Druck. 

 
3. Als Reaktion auf die emotionalen Debatten rund um die Zuständigkeiten bei der «Maurmer 

Post» hat der Gemeinderat die Aufsicht über die «Maurmer Post» per Ende März 2024 von der 

Kommission übernommen. Weiter hat der Gemeinderat eine Arbeitsgruppe eingesetzt. Sie wird 
die aktuellen Strukturen und Prozesse in der «Maurmer Post» überprüfen und gegebenenfalls 

Anpassungen ausarbeiten. Diese Massnahme gilt für die Dauer und bis zum Abschluss der Ab-
klärungen des Gemeinderats. Rücktritte aus der Kommission liegen nicht vor. 
 

4. Dazu lässt sich aktuell noch nichts sagen. Nach Einschätzung des Gemeindeamts sind die ge-
genwärtigen Strukturen und das Inhaltskonzept der «Maurmer Post» nicht zulässig. Begrün-

dung: Dass redaktionelle Mitarbeitende einerseits Angestellte der Gemeinde sind und anderer-
seits unabhängig und mitunter behördenkritisch berichten sollen, ist gemäss Gemeindeamt ein 
Konstruktionsfehler, der korrigiert werden muss. Der Bezirksrat muss die Sachlage nun beurtei-

len und eine juristische Klärung herbeiführen. Denn die Zukunft der «Maurmer Post» soll auf 
eine solide rechtliche Basis gestellt werden. Weil die Besetzung der Chefredaktion einen direk-

ten Bezug zu den Strukturen und dem Inhalt der «Maurmer Post» hat, muss mit diesem Schritt 
bis zum Entscheid des Bezirksrat zugewartet werden. 
 

5. Ja. Das Redaktionsteam ist aktuell dezimiert. Darum wird es durch externe Kräfte unterstützt. 
Die Unterstützung umfasst zum einen den technischen Support bei der Zeitungsgestaltung, 

zum anderen die Prüfung der Inhalte hinsichtlich der Einhaltung journalistischer Richtlinien. Die 
finanziellen Aufwendungen für diese externen Leistungen belaufen sich auf durchschnittlich 

CHF 1'741 pro Ausgabe. Der Gemeinderat hat einen entsprechenden Kreditbeschluss in der 
Höhe von CHF 58’000 für die Produktionsunterstützung von April bis Ende 2024 gefasst. 

 

Die weiteren Schritte des Gemeinderats hängen vom Entscheid des Bezirksrats ab. 
 

Auf entsprechende Frage des Gemeindepräsidenten, Yves Keller, ob die anfragenden Stimmbe-
rechtigten noch eine Stellungnahme abgeben möchten, fragt Roswitha Gassmann, ob die Kosten 
von CHF 58'000 einen Journalistenlohn beinhalten, was Yves Keller verneint. 

 
 

 
Referat Thomas Hügli, Ressortvorsteher Sicherheit und Kultur 
 

Thomas Renggli hat am 24. Mai 2024 (Eingang am 27. Mai 2024) eine schriftliche Anfrage für die 
Gemeindeversammlung vom 10. Juni 2024 mit folgendem Anliegen eingereicht: 

 
Vom 21.bis 29.September 2024 findet auf dem Gebiet des Kantons Zürich die Rad-WM statt. Die 
Gemeinde Maur ist während dieser Zeit durch die Streckenführung teilweise direkt und unmittelbar 
stark betroffen. 
 
In diesem Zusammenhang stellen sich folgende Fragen: 
 
1. Wie hoch ist der Gesamtaufwand für die Gemeinde? Und wie sind diese Kosten auf die Berei-

che Verwaltung (inkl. Information), Sicherheit, Strassen/Werkhof und Schule aufgeteilt? 
 
2. Hat der Gemeinderat einen Kredit oder mehrere Kredite dazu gesprochen? Falls ja, wie hoch 

sind diese? Falls nein, weshalb? Gibt es einen Budgetposten dazu? Falls nein, weshalb? 
 

3. Müssen Strassenabschnitte entsprechend baulich angepasst werden? Falls ja, welche, und 
kommt es anschliessend zum Rückbau solcher Massnahmen? 
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4. Werden die Aufwände der Gemeinde Maur vom Kanton zurückerstattet? Falls ja, um welchen 
Betrag handelt es sich? Falls nein weshalb? 
 

5. Was unternimmt die Gemeinde, alleine oder mit anderen Gemeinden zusammen, damit der 
Kanton die Kosten teilweise oder ganz übernimmt? 

 
6. Macht die Gemeinde eine Gesamtabrechnung und publiziert diese öffentlich? 

 
7. Gibt es ein Konzept gegen das Wildcampieren (inkl. Wohnmobile etc.) auf dem Gemeindege-

biet? Wie sieht dieses aus? Welche Bussen sind vorgesehen? 
 

8. Werden in Binz und Maur Dorf die Anwohner ihre Fahrzeuge gratis auf Flächen (z.B. Champs 
Élisées, Parkplatz Friedhof) abstellen können? 
 

9. Ist eine Überwachung dieser Parkplätze vorgesehen? 
 

Antworten auf die vorerwähnten Fragen 

1. Der Grossteil des Gemeindeaufwands entfällt auf interne Personalkosten für die Bearbeitung 

und Vorbereitung des Anlasses, der zur täglichen Arbeit gehört und nicht gesondert ausgewie-
sen wird. Darüber hinaus sind Kosten durch den Zivilschutz für die Streckensicherung sowie 

durch die Feuerwehr für die Einsatzbereitschaft zu erwarten. Sobald eine zuverlässige Angabe 
zu den Gesamtkosten gemacht werden kann, wird die intern eingesetzte Projektgruppe für die 
Rad-WM dem Gemeinderat einen entsprechenden Kreditantrag unterbreiten. Nach Abschluss 

des Projekts wird die Abrechnung erstellt und die Bevölkerung entsprechend informiert.  
 

2. Der Gemeinderat hat noch keine Kredite dazu gesprochen. Sobald eine zuverlässige Angabe 
zu den Gesamtkosten gemacht werden kann, wird die intern eingesetzte Projektgruppe für die 

Rad-WM dem Gemeinderat einen entsprechenden Kreditantrag unterbreiten. Nach Abschluss 
des Projekts wird die Abrechnung erstellt und die Bevölkerung entsprechend informiert. Da zum 
Zeitpunkt der Budgetierung für das Jahr 2024 nicht mit Ausgaben zu Lasten der Gemeinde aus-

gegangen wurde, ist im Budget 2024 kein entsprechender Betrag enthalten.  
 

3. Es werden bauliche Massnahmen zur Gewährleistung der Rennsicherheit erforderlich sein. 
Grössere bauliche Massnahmen sind ausschliesslich auf Kantonsstrassen geplant. Die Ge-
meinde Maur hat in Absprache mit dem Kanton Zürich vereinbart, dass die Kosten für bauliche 

Massnahmen auf der Rennstrecke nicht von der Gemeinde Maur übernommen werden müssen. 
 

4. Es laufen hierzu Gespräche zwischen den betroffenen Gemeinden, dem Trägerverein der Rad-
WM und dem Kanton Zürich. Die Gemeinde Maur wird sich dafür einsetzen, dass die Kosten 
weiterverrechnet werden können. Allgemein ist festzuhalten, dass der Regierungsrat des Kan-

tons Zürich mit Beschluss vom 24. April 2019 entschieden hat, neben einer finanziellen Unter-
stützung auch die Organisation und Durchführung der Rad-WM 2024 zu fördern. Dies umfasst 

unentgeltliche Aufwendungen der Kantonspolizei Zürich und des Tiefbauamts in den Bereichen 
Verkehr und Sicherheit, Unterstützungsleistungen des Zivilschutzes sowie Dienstleistungen wei-
terer kantonaler Behörden.  

 
5. Vergleiche Ausführungen zu Frage 4.  

 
6. Nach Abschluss des Projekts wird die Abrechnung erstellt und die Bevölkerung entsprechend 

informiert. 

 
7. Einerseits bieten die bestehenden Campingplätze in Maur ihre noch freien Stellplätze für das 

Campieren an. Andererseits wurden private Landbesitzer darauf hingewiesen, dass sie ihre 
Grundstücke als Campingplätze zur Verfügung stellen können, sofern sie dies wünschen. Die 

Organisation der Campingflächen sowie die Abrechnung sämtlicher Aufwendungen und Einnah-
men obliegt den jeweiligen Grundstückseigentümern. Interessierte Landbesitzer können sich an 
die Gemeinde wenden, welche bei der Erstellung eines entsprechenden Konzepts unterstützt. 
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Erste Interessenten sind bereits mit der Gemeinde in Kontakt getreten, die entsprechenden Ge-

spräche laufen. 
 

In Absprache mit den betroffenen Stellen wurde zudem beschlossen, bestimmte Wald- und 
Flurstrecken zu sperren, um Wildcamper fernzuhalten. Auf den Parkierungsanlagen wird deut-

lich signalisiert, dass das Campen dort verboten ist. Wildcampieren wird nicht toleriert und fehl-
bare Personen können bei der Kantonspolizei zur Anzeige gebracht werden.  

 

8. An einigen Stellen werden Ersatzparkplätze zur Verfügung gestellt. Für den Ortsteil Binz sind 
auf der Witikonstrasse durch den Kanton Zürich temporäre Parkfelder geplant. Für den Ortsteil 

Maur sind Parkplätze beim Friedhof und bei der Mühle vorgesehen. Die Parkplätze werden den 
betroffenen Personen, die sich in einer Sperrzone befinden, gratis zur Verfügung gestellt. Es 
besteht allerdings kein Anspruch auf einen freien Parkplatz.  

 
9. Ein privater Sicherheitsdienst wird täglich einige Stunden im Einsatz sein. Die Gemeinde Maur 

hat sich diese Dienstleistungen, die während der Rad-WM stark nachgefragt werden, frühzeitig 
gesichert.  

 

Auf entsprechende Frage des Gemeindepräsidenten, Yves Keller, ob der anfragende Stimmberech-
tigte noch eine Stellungnahme abgeben möchte, regt Thomas Renggli aufgrund seiner langjährigen 

beruflichen Erfahrung mit sportlichen Grossveranstaltungen - unter anderem Tour de France und 
Tour de Suisse - an, dass die Gemeinde Maur das «Wildcampieren» wirklich nicht auf die leichte 
Schulter nehmen sollte, da sehr viele Velofans mit Wohnmobilen unterwegs sind und ein privater 

Sicherheitsdienst diese nicht so einfach kanalisieren kann. 
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ABSCHLUSS DER VERSAMMLUNG 
 

Gemeindepräsident, Yves Keller, kann damit die Versammlung formell abschliessen. Er erkundigt 
sich zuerst nach allfälligen Einwendungen gegen die Durchführung der Verhandlungen und Abstim-

mungen und macht dabei auf folgende Punkte aufmerksam: 
 
– Gegen die Beschlüsse der Gemeindeversammlung kann wegen Verletzung von Vorschriften 

über die politischen Rechte und deren Ausübung innert 5 Tagen ab amtlicher Publikation 
schriftlich Rekurs in Stimmrechtssachen erhoben werden. Wegen der Verletzung von Verfah-

rensvorschriften kann er nur erhoben werden, wenn die Fehler aus der Versammlung sofort gel-
tend gemacht werden. Aus der Versammlung werden keine Rügen gegen die Geschäftsabwick-
lung erhoben. 

 
– Im Übrigen kann gegen die Beschlüsse wegen Rechtsverletzungen, unrichtiger oder ungenü-

gender Feststellung des Sachverhalts sowie Unangemessenheit innert 30 Tagen ab amtlicher 
Publikation schriftlich Rekurs erhoben werden. 

 

– Das Protokoll liegt ab Montag, 17. Juni 2024, im Gemeindehaus, Abteilung Präsidiales, zur Ein-
sichtnahme auf. Dieses kann mittels Aufsichtsbeschwerde angefochten werden. 

 
Nachdem sich niemand mehr zu Wort meldet, schliesst der Gemeindepräsident, Yves Keller, die 
Versammlung um 22.55 Uhr und weist auf die nächsten Gemeindeversammlungen hin. 

 
 

 
Maur, 11. Juni 2024 

 
 
 

 
Christoph Bless Yves Keller 

Protokollführer Vorsitzender 
 
 

Die Stimmenzähler/innen: 
 

 
 
................................................ ................................................. 

Dina Bachmann Doris Lehmann 


